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Das Geschäftsgeheimnisgesetz 
 
Das Geschäftsgeheimnisgesetz wurde am 21.03.2019 vom Bundestag angenommen, am 
12.04.2019 vom Bundesrat beschlossen und ist am 26.04.2019 in Kraft getreten. 
 
Es setzt die Richtlinie (EU) 2016/943 zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen vor 
rechtswidrigem Erwerb sowie rechtswidriger Nutzung und Offenlegung in nationales 
Recht um. PwC Legal informiert Sie über die wichtigsten, sich aus der Verabschiedung 
des Gesetzes ergebenden, Folgen und kann Sie bei der Umsetzung der gesetzlichen 
Anforderungen unterstützen. 
 
Mehr dazu erfahren Sie von unseren Legalexperten im Blog Steuern & Recht. 
 
 
 

Rechtsprechung 
 
Bundesfinanzhof bestätigt neues Reisekostenrecht 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass das steuerliche Reisekostenrecht, das 
seit dem Jahr 2014 den Werbungskostenabzug für nicht ortsfest eingesetzte 
Arbeitnehmer und Beamte einschränkt, verfassungsgemäß ist. Zeitgleich hat der BFH 
vier weitere Urteile veröffentlicht, die die Folgen der geänderten Rechtslage für andere 
Berufsgruppen - wie etwa Piloten, Luftsicherheitskontrollkräfte oder befristet 
Beschäftigte – verdeutlichen. 
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Hintergrund 

Beruflich veranlasste Fahrtkosten von nichtselbständig Beschäftigten sind grundsätzlich 
in Höhe des tatsächlichen Aufwands als Werbungskosten steuerlich abziehbar. Der 
Abzug von Aufwendungen für den Weg zwischen der Wohnung des Steuerpflichtigen 
und seinem Arbeits- oder Dienstort ist auf die sogenannte PKW-Entfernungspauschale 
beschränkt. 

Das neue Recht definiert den Arbeits- oder Dienstort als "erste Tätigkeitsstätte", die sich 
anhand der arbeitsvertraglichen oder dienstrechtlichen Zuordnung durch den 
Arbeitgeber bestimmt, § 9 Abs. 4 Einkommensteuergesetz (EStG). Nach altem Recht 
kam es hingegen auf den qualitativen Schwerpunkt der Tätigkeit des Arbeitnehmers an. 
Diese Änderung wirkt sich sowohl auf die Bestimmung des Anwendungsbereichs der 
Entfernungspauschale als auch auf die Verpflegungspauschalen aus. 

Sachverhalt 

Im Streitfall handelte es sich bei dem Steuerpflichtigen um einen Polizisten, der 
arbeitstäglich zunächst seine Dienststelle aufsuchte und von dort seinen Einsatz- und 
Streifendienst antrat. In der Dienststelle selbst war der Steuerpflichtige im Wesentlichen 
nur mit der Vor- bzw. Nachbereitung seines Einsatz- und Streifendienstes beschäftigt. 

Der Steuerpflichtige nahm an, dass keine erste Tätigkeitsstätte vorliege, da er 
schwerpunktmäßig außerhalb der Polizeidienststelle im Außendienst tätig sei. Aus 
diesem Grund machte er Fahrtkosten von seiner Wohnung zu der Polizeidienststelle 
sowie Verpflegungsmehraufwendungen entsprechend der bisherigen höchstrichterlichen 
Rechtsprechung nach Dienstreisegrundsätzen in seiner Einkommensteuererklärung für 
2015 geltend. 

Die Finanzbehörde berücksichtigte Fahrtkosten lediglich in Höhe der 
Entfernungspauschale und keine Mehraufwendungen für Verpflegung. Die Klage des 
Steuerpflichtigen wies das Niedersächsische Finanzgericht ab. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat das Urteil des Niedersächsischen Finanzgerichts nun bestätigt. 
Entscheidend sei nach neuem Recht, ob der Arbeitnehmer oder Beamte einer ersten 
Tätigkeitsstätte durch arbeits- oder dienstrechtliche Festlegungen sowie diese 
ausfüllende Absprachen und Weisungen des Arbeitgebers (Dienstherrn) dauerhaft 
zugeordnet ist. 

Wenn diese Voraussetzung erfüllt ist, kommt es auf den qualitativen Schwerpunkt der 
Tätigkeit des Arbeitnehmers entgegen der bis 2013 geltenden Rechtslage nicht an. Nach 
Auffassung des BFH liegt diese Voraussetzung vor, wenn der Arbeitnehmer (Beamte) am 
Ort der ersten Tätigkeitsstätte zumindest in geringem Umfang Tätigkeiten zu erbringen 
hat. Im Hinblick auf Schreibarbeiten und Dienstantrittsbesprechungen war dies beim 
Steuerpflichtigen der Fall. 

Der BFH hat keine verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die Neuregelung. Da sich 
Arbeitnehmer in unterschiedlicher Weise auf die immer gleichen Wege einstellen und so 
auf eine Minderung der Wegekosten hinwirken könnten, habe der Gesetzgeber sein 
Regelungsermessen nicht überschritten 

Entscheidungen zu weiteren Berufsgruppen 

Ein weiterer Streitfall, den der BFH entschieden hat (VI R 40/16), betraf eine Pilotin, die 
ebenfalls Fahrtkosten zwischen Wohnung und Flughafen sowie 
Verpflegungsmehraufwendungen entsprechend der bisherigen höchstrichterlichen 
Rechtsprechung nach Dienstreisegrundsätzen erfolglos gegenüber Finanzbehörde und 
dem Finanzgericht Hamburg geltend gemacht hatte. 

Der BFH hat auch dieses Finanzgerichtsurteil bestätigt. Nach Auffassung des BFH hat 
fliegendes Personal, wie Piloten oder Flugbegleiter, das von seinem Arbeitgeber 
arbeitsrechtlich einem Flughafen dauerhaft zugeordnet ist und auf dem 
Flughafengelände zumindest in geringem Umfang Tätigkeiten erbringt, die 
arbeitsvertraglich geschuldet sind, auch dort seine erste Tätigkeitsstätte. 

Die Pilotin verfügte nach Ansicht des BFH am Flughafen über eine erste Tätigkeitsstätte, 
da sie in den auf dem Flughafengelände gelegenen Räumen der Airline in gewissem 
Umfang auch Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Flugvor- und Flugnachbereitung 
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zu erbringen hatte. Dass sie überwiegend im internationalen Flugverkehr tätig war, sei 
unerheblich. 

Auch ein großflächiges und entsprechend infrastrukturell erschlossenes Gebiet (z.B. 
Werksanlage, Betriebsgelände, Bahnhof oder Flughafen) kommt nach dem Urteil des 
BFH als (großräumige) erste Tätigkeitsstätte in Betracht. 

Auch bei einer Luftsicherheitskontrollkraft, die auf dem gesamten Flughafengelände 
eingesetzt wurde, hat der BFH (VI R 12/17) den Ansatz der Fahrtkosten nach 
Dienstreisegrundsätzen abgelehnt. 

Entscheidungen zu befristeten Arbeitsverhältnissen 

Im Fall von befristeten Arbeitsverhältnissen hat der BFH in zwei weiteren Urteilen (VI R 
36/16 und VI R 6/17) entschieden, dass eine erste Tätigkeitsstätte vorliegt, wenn der 
Arbeitnehmer für die Dauer des befristeten Dienst- oder Arbeitsverhältnisses an einer 
ortsfesten betrieblichen Einrichtung tätig werden soll. Wird der Arbeitnehmer während 
der Befristung zu einer anderen Tätigkeitsstätte zugeordnet, stellt letztere keine erste 
Tätigkeitsstätte mehr dar, weshalb ab diesem Zeitpunkt wieder die 
Dienstreisegrundsätze Anwendung finden. 

Während der BFH in der Sache VI R 6/17 dem Steuerpflichtige Recht gab und damit die 
Klagestattgabe des Niedersächsischen Finanzgerichts bestätigte, verwies er den Fall VI R 
36/16 an das Finanzgericht Hamburg zur Klärung der Frage zurück, ob überhaupt 
ortsfeste Einrichtungen vorliegen. 

Fundstelle 
BFH, Urteil vom 4.4.2019 (II R 27/16), veröffentlicht am 18.07.2019. 
 
zurück zum Inhaltsverzeichnis 
 
Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft als notwendiges 
Betriebsvermögen 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass es der Zuordnung einer Beteiligung 
zum notwendigen Betriebsvermögen nicht entgegensteht, wenn die dauerhaften und 
intensiven Geschäftsbeziehungen nicht unmittelbar zu der Beteiligungsgesellschaft 
bestehen, sondern zu einer Gesellschaft, die von der Beteiligungsgesellschaft beherrscht 
wird. 

Sachverhalt 

Der Kläger ist Alleingesellschafter der B-GmbH, die wiederum Alleingesellschafterin der 
A-GmbH und der C-GmbH ist. Die C-GmbH wurde im Jahr 2005 aus der 
Muttergesellschaft ausgegliedert. Weiterhin betrieb der Kläger auch ein 
Einzelunternehmen. 

Ab 2005 übernahm die B-GmbH gegen Entgelt bestimmte Verwaltungsaufgaben für das 
Einzelunternehmen des Klägers. Die Aufträge des Einzelunternehmens stammen fast 
ausschließlich von der B-GmbH und ihren Tochtergesellschaften. 

Während der Kläger die Beteiligung an der B-GmbH als Privatvermögen behandelte und 
die Ausschüttungen den Einkünften aus Kapitalvermögen zuordnen wollte, vertrat die 
Finanzbehörde die Auffassung, dass die Beteiligung zum notwendigen Betriebsvermögen 
des Klägers gehöre und die Ausschüttungen folglich zu den Einkünften aus 
Gewerbebetrieb zu zählen seien. 

Das Finanzgericht Nürnberg hatte der Klage stattgegeben und führte dabei aus, dass 
regelmäßig nicht angenommen werden könne, dass der Einzelunternehmer seine 
Einflussmöglichkeiten auf die Kapitalgesellschaft im wirtschaftlichen Interesse seines 
Einzelunternehmens ausübe, wenn die Kapitalgesellschaft neben ihren Beziehungen zum 
Einzelunternehmen einen erheblichen eigenen Geschäftsbetrieb unterhalte. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat die Klage abgewiesen und das Urteil des Finanzgerichts aufgehoben. 

Nach Auffassung des BFH gehört eine Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft zum 
notwendigen Betriebsvermögen eines Einzelgewerbetreibenden, wenn sie dazu bestimmt 
ist, die gewerbliche (branchengleiche) Betätigung des Steuerpflichtigen entscheidend zu 

https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=41198&pos=6&anz=42
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fördern oder wenn sie dazu dient, den Absatz von Produkten oder Dienstleistungen des 
Steuerpflichtigen zu gewährleisten. 

Für die Zuordnung einer Beteiligung zum notwendigen Betriebsvermögen ist deren 
Bedeutung für das Einzelunternehmen maßgebend. Das Einzelunternehmen des Klägers 
war auf die Geschäftsbeziehung mit den drei Beteiligungsgesellschaften existenziell 
angewiesen. Aufgrund der überragenden Bedeutung der Beteiligung für das 
Einzelunternehmen kann diese nach Auffassung des BFH nicht als bloße Kapitalanlage 
angesehen werden. 

Der BFH führt weiter aus, dass es der Zuordnung einer Beteiligung zum notwendigen 
Betriebsvermögen nicht entgegensteht, wenn die dauerhaften und intensiven 
Geschäftsbeziehungen nicht unmittelbar zu der Beteiligungsgesellschaft bestehen, 
sondern zu einer Gesellschaft, die von der Beteiligungsgesellschaft beherrscht wird. 

Fundstelle 
BFH, Urteil vom 10.4.2019 (X R 28/16), veröffentlicht am 11. Juli 2019. 
 
zurück zum Inhaltsverzeichnis 
 
Steuerfreistellung bei gewinn- und umsatzabhängigen 
Kaufpreisforderungen 
Die Rechtsprechung, nach der gewinn- oder umsatzabhängige Kaufpreisforderungen 
erst im Zeitpunkt ihrer Realisation zu einem Veräußerungsgewinn führen, gilt nach 
Entscheidung des Bundesfinanzhofs auch für Veräußerungsgewinne nach § 8b Abs. 2 
Körperschaftsteuergesetz (KStG). 

Sachverhalt 

Die Klägerin, eine GmbH, hat im Jahr 1999 eine Beteiligung von 75% an einer Tochter-
GmbH veräußert. Bei der Veräußerung war ein teils fixer und teils variabler Kaufpreis 
vereinbart worden. Der variable Anteil war zu einem Sockelbetrag garantiert und 
richtete sich nach der Anzahl bestimmter bis zum Jahr 2025 verkaufter Produkte. Der 
variable Kaufpreis wurde teilweise in Form einer Anzahlung bereits bei Veräußerung 
1999 vereinnahmt. Ab März 2003 erfolgte eine Überzahlung des garantierten variablen 
Kaufpreises und eine ertragswirksame Erfassung der weiteren Kaufpreiszahlungen. 
 
Das Finanzgericht Hamburg hatte dazu entschieden, dass in Fällen der gewinn- oder 
umsatzabhängigen Kaufpreisforderungen keine stichtagsbezogene Betrachtung auf den 
Veräußerungszeitpunkt vorzunehmen ist. In diesen Fällen sei vielmehr die Realisation 
des Veräußerungsentgelts maßgeblich, weil der Veräußerer die Gewinne erst im 
Zuflusszeitpunkt erzielt. Dies gelte auch für die Beurteilung der Veräußerungsgewinne 
im Rahmen von § 8b Abs. 2 KStG. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat die Auffassung des Finanzgerichts bestätigt und die von der 
Finanzverwaltung eingelegte Revision als unbegründet zurückgewiesen. 

Der Veräußerungsgewinn entsteht nach ständiger Rechtsprechung des BFH zwar 
grundsätzlich im Veräußerungszeitpunkt, und zwar unabhängig davon, ob der 
vereinbarte Kaufpreis sofort fällig, in Raten zahlbar oder langfristig gestundet ist und 
wann der Verkaufserlös dem Veräußerer tatsächlich zufließt. Der Veräußerungsgewinn 
ist damit regelmäßig stichtagsbezogen auf den Veräußerungszeitpunkt zu ermitteln. 

Für Fälle der gewinn- oder umsatzabhängigen Kaufpreisforderungen ist hingegen nach 
ständiger Rechtsprechung auf die Realisation des Veräußerungsentgelts abzustellen, da 
der Veräußerer die Gewinne erst im Zuflusszeitpunkt erzielt. Diese zu den 
Veräußerungsgewinnen nach §§ 16, 17 Einkommensteuergesetz (EStG) ergangene 
Rechtsprechung ist nach Auffassung des BFH auch für Veräußerungsgewinne nach § 8b 
Abs. 2 Satz 1 und 2 KStG zu beachten. 

Dem steht auch nicht entgegen, dass gemäß § 34 Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 KStG die Vorschrift 
des § 8b KStG bezogen auf den Streitfall erstmals für Gewinne und Gewinnminderungen 
der Klägerin ab dem 1. Januar 2002 anzuwenden ist. Der Kaufvertrag wurde zwar vor 
diesem Zeitpunkt geschlossen, die streitigen Zahlungen sind nach Auffassung des BFH 
aber erst im Streitjahr zugeflossen und der Gewinn der Klägerin damit erst zu diesem 
Zeitpunkt entstanden. 

https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=41132&pos=5&anz=29
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Fundstelle 
BFH-Urteil vom 19.12.2018 (I R 71/16), veröffentlicht am 27. Juni 2019. 
 
zurück zum Inhaltsverzeichnis 
 
 

News und Entscheidungen in Kürze 

Keine Tarifbegünstigung bei 
Realteilung mit Verwertung 
in Nachfolgegesellschaft 

Verwertet ein durch Realteilung ausscheidender Sozius den 
ihm zugewiesenen Mandantenstamm in einer 
Nachfolgegesellschaft, liegt nach einer Entscheidung des 
Bundesfinanzhofs kein tarifbegünstigter Aufgabegewinn vor. 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2019/07/11/keine-
tarifbeguenstigung-bei-realteilung-mit-verwertung-in-
nachfolgegesellschaft/ 

EuGH-Vorlage: 
Vorsteuerabzug für 
Ausbaumaßnahmen an 
öffentlichen Straßen? 

Der Bundesfinanzhof sieht es als möglich an, dass ein 
Unternehmer, der im Auftrag einer Stadt Baumaßnahmen an 
einer Gemeindestraße vornimmt, aus von ihm hierfür 
bezogenen Bauleistungen entgegen seiner bisherigen 
Rechtsprechung zum Vorsteuerabzug berechtigt ist. Er hat 
daher mehrere Rechtsfragen zur Auslegung des insoweit zu 
beachtenden Unionsrechts dem Gerichtshof der Europäischen 
Union vorgelegt. 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2019/07/11/eugh-
vorlage-vorsteuerabzug-fuer-ausbaumassnahmen-an-
oeffentlichen-strassen/ 

Steuerpflicht einer 
Anteilsvereinigung bei 
Rückerwerb 

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass eine 
Anteilsvereinigung beim Rückerwerb von Anteilen auch dann 
nicht steuerpflichtig ist, wenn nicht der Ersterwerb, sondern 
nur der Rückerwerb einen Erwerbsvorgang im Sinne des 
Grunderwerbsteuergesetzes ausgelöst hat. 
https://blogs.pwc.de/steuern-und-
recht/2019/07/16/steuerpflicht-einer-anteilsvereinigung-bei-
rueckerwerb/ 

Bekanntgabefiktion bei 
Beauftragung eines 
Subunternehmers durch 
einen privaten 
Postdienstleister 

Das Finanzgericht Münster hat entschieden, dass die 
Zugangsfiktion bei Übersendung einer 
Einspruchsentscheidung durch einen privaten 
Postdienstleister, der zur Briefbeförderung einen weiteren 
Subunternehmer zwischenschaltet, nicht gilt. 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-
recht/2019/07/02/bekanntgabefiktion-bei-beauftragung-
eines-subunternehmers-durch-den-privaten-postdienstleister/ 

  

Weitere interessante News und Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht unter 
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/ 

 

 

Sie haben noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine Mail an 
PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com. 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. Meinungsbeiträge 
geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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Datenschutz 
 
Die Datenverarbeitung für den Versand des Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 
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Bestellung und Abbestellung  

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-Mail-
Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 

Die Abmeldung ist jederzeit wie nachfolgend beschrieben möglich. 

Falls Sie "steuern+recht aktuell" nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte eine 
entsprechende E-Mail-Nachricht an: 
UNSUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com    
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